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Satzung des Vereins „Freie Schule Oberharz“ 

§ 1 Name, Sitz Geschäftsjahr 

1. Der Verein trägt den Namen „Freie Schule Oberharz“ und trägt nach der geplanten 
Eintragung in das Vereinsregister den Zusatz e.V. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Clausthal-Zellerfeld, Ortsteil Wildemann.

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck und Aufgabe  n 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung und Unterstützung einer Einrichtung zur Bildung und 
Erziehung von Schulkindern.

2. Die Satzungszwecke werden durch den Verein verwirklicht, insbesondere durch: 

− Gründung und Betrieb einer Schule 
− Schulung und Fortbildung von MitarbeiterInnen und HelferInnen 
− Veranstaltung von Seminaren und Fachtagungen 
− Erstellung und Herausgabe von Arbeitsmaterial und Publikationen 
− Stellungnahmen zur Jugendpolitik 
− Beteiligung an Aktionen, die den Zielen der Vereins entsprechen 
− Förderung des Umweltbewusstseins

§ 3  Gemeinnützigkeit   

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung und ist selbstlos tätig. Er 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

2. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Mitglieder 
erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Dies gilt auch für den Fall ihres Ausscheidens oder bei der Auflösung oder Aufhebung des 
Vereins.

Mitglieder können jedoch für Tätigkeiten zur Erfüllung der satzungsmäßigen Aufgaben des 
Vereins eine Aufwandsentschädigung erhalten, wenn es die finanzielle Situation des Vereins 
zulässt. Über die Höhe der Vergütung entscheidet der Vorstand.

3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

4. Der Verein darf zweckgebundene Rücklagen für die Erfüllung seiner satzungsmäßigen 
Zwecke bilden.

5. Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral.

§ 4 Mitgliedschaft   

1. Der Verein nimmt als Mitglieder natürliche und juristische Personen auf, die die Ziele des 
Vereins unterstützen.



2

2. Der Verein kann auch fördernde Mitglieder aufnehmen. Diese Mitglieder werden 
regelmäßig über die Vereinstätigkeiten informiert, sind jedoch nicht wahl- und 
stimmberechtigt. 

3. Die Mitgliedschaft in dem Verein wird nach schriftlichem Antrag durch Beschluss des 
Vorstandes erworben. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung des Aufnahme-
antrags kann dem Antragsteller ohne Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt werden. 
Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s.

4. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss oder Austritt aus dem Verein bzw. durch 
Liquidation einer juristischen Person. Der Austritt eines Mitgliedes ist nur zum Jahresende 
möglich. Er erfolgt in der Wahrung einer Frist von 3 Monaten schriftlich mit Nachweis 
gegenüber dem Vorstand.

5. Verstößt ein Mitglied gegen die Ziele des Vereins bzw. dessen Interessen, oder bleibt es trotz
Mahnung mit dem Beitrag für 3 Monate im Rückstand, so kann es mit sofortiger Wirkung 
durch den Vorstand ausgeschlossen werden. Ein Ausschließungsantrag kann von jedem 
Mitglied gestellt werden. Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher 
Mehrheit der Vorstandsmitglieder. Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegen-
heit zur Rechtfertigung gegeben werden. Gegen den Ausschluss kann Berufung bei der 
nächsten Mitgliederversammlung eingelegt werden, die dann endgültig über den Ausschluss 
entscheidet. Während des Ausschlussverfahrens ruhen sämtliche Rechte des auszu-
schließenden Mitglieds.

Bei Beendigung der Mitgliedschaft besteht kein Anspruch auf einen Teil des 
Vereinsvermögens oder eine Beitragsrückerstattung.

§ 5 Beiträge 

Die Mitgliedsbeiträge sind Jahresbeiträge und jeweils am 1. März eines Jahres fällig. Die 
Höhe des Jahresbeitrags liegt im freien Ermessen jedes einzelnen Mitglieds. Jedoch wird 
eine Mindesthöhe des Jahresbeitrags festgelegt, über welche die Mitgliederversammlung 
entscheidet.
Der Vorstand kann Beiträge stunden, ermäßigen oder erlassen.

§ 6 Organe 

Die Organe des Vereins sind: 
− der Vorstand 
− die Mitgliederversammlung 

§ 7 Vorstand 

1. Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Er führt außerdem die 
laufenden Geschäfte des Vereins, soweit der nicht andere Personen damit beauftragt1. Zur 
rechtsgeschäftlichen Vertretung ist einer der beiden Vorsitzenden zusammen mit einem 
anderen Mitglied des Vorstandes befugt. Sie sind Vorstand im Sinne des § 26 BGB2.

2. Der Vorstand besteht aus mindestens 3 oder 5 Mitgliedern. Er fasst die Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der Vorstandsmitglieder.

1 Anlage 1
2 Anlage 2
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3. Der Vorstand besteht aus den Ämtern:

- 1.Vorsitzende/r
- 2.Vorsitzende/r
- Kassenwart*in
- Schriftführer*in
- Ggf. Beisitzer*innen

Die Funktion des Kassenwartes und des Schriftführers können jeweils in Personalunion mit 
einem anderen Vorstandsamt geführt werden; das Vorstandsmitglied hat in einem solchen 
Fall jedoch nur eine Stimme. 

Die Amtsinhaber müssen Vereinsmitglied sein.

Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung und einen Aufgabenverteilungsplan geben.

4. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren gewählt. Er 
bleibt bis zur durchgeführten Neuwahl kommissarisch im Amt. 

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so wählt der Rest-
Vorstand ein Ersatzmitglied für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen 
Vorstandsmitglieds.

5. Der Vorstand ist zuständig für die Vorbereitung und Einberufung der 
Mitgliederversammlung, die Leitung der Mitgliederversammlung durch den Vorsitzenden 
oder einen Stellvertreter sowie die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung.

6. Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in Vorstandssitzungen, zu denen der/die 
Vorsitzende und im Verhinderungsfalle sein Vertreter nach Bedarf einlädt. Die 
Vorstandsitzungen können auch als Telefon- oder Videokonferenz abgehalten werden. Im 
Einzelfall kann der Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über einzelne 
Gegenstände im Umlaufverfahren per E-Mail erfolgt.

Es gelten, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt wird, die Bestimmungen dieser 
Satzung.

Der Vorsitzende legt die Frist zur Zustimmung zu einer Beschlussvorlage im Einzelfall fest. 
Die Frist muss mindestens drei Tage ab Zugang der E-Mail-Vorlage sein. Die E-Mail-
Vorlage gilt dem Vorstandsmitglied als zugegangen, wenn dem Absender der E-Mail die 
Versendebestätigung vorliegt. Für den Nichtzugang ist der E-Mailempfänger beweis-
pflichtig. Widerspricht ein Vorstandsmitglied der Beschlussfassung über E-Mail innerhalb 
der vom Vorsitzenden gesetzten Frist, muss der Vorsitzende zu einer Vorstandssitzung 
einladen. Gibt ein Vorstandsmitglied keine Stimme ab, so gilt dies als Zustimmung zum 
Umlaufverfahren und zur Beschlussfassung. 

7. Unterschriftsberechtigt in Bankangelegenheiten sind die/der 1. Vorsitzende und die/der 
Kassenwart. Eine Unterschrift ist jeweils ausreichend.

8. Wenn es die finanzielle Situation des Vereines zulässt, sind die Vorstandsmitglieder 
berechtigt, sich Aufwandsentschädigungen aus der Ehrenamtspauschale nach § 3 Nr. 26a 
EStG3 zu zahlen.

3 Anlage 3
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§ 8 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. Der Vorstand hat die 
Mitglieder schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung mit einer Frist von min. 2 
Wochen einzuladen.

Das Erfordernis der schriftlichen Einladung ist auch erfüllt, wenn die Einladung in 
elektronischer Form per E-Mail erfolgt. Der Fristenlauf für die Ladung beginnt mit dem Tag 
der Aufgabe der Einladung zur Post bzw. der Absendung der E-Mail. Die E-Mail gilt dem 
Mitglied als zugegangen, wenn dem Absender der E-Mail die Versendebestätigung der E-
Mail vorliegt. Für den Nichtzugang ist der E-Mailempfänger beweispflichtig. Maßgebend 
für die ordnungsgemäße Ladung ist die dem Vorstand letztbekannte Anschrift/E-Mail-
Adresse des Mitgliedes. Die Mitteilung von Adressänderungen/Änderungen von E-Mail-
Adressen ist eine Bringschuld des Mitglieds.

2. Der Vorstand kann außerordentliche Mitgliederversammlungen einberufen. Er hat sie auf 
Verlangen von min. 1/3 der Mitglieder einzuberufen.          

3. Die Mitgliederversammlung nimmt den Geschäfts- und Prüfbericht entgegen und beschließt 
über die Entlastung. Sie wählt den Vorstand und den/die Kassenprüfer/-innen. Sie beschließt
außerdem über Satzungsänderungen, über Anträge von Mitgliedern sowie über eine 
Auflösung des Vereins.

4. Die stimmberechtigten Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand und zur Mitgliederver-
sammlung Anträge zu unterbreiten. Diese Anträge müssen genau wie Anträge zu Satzungs-
änderungen dem Vorstand mindestens sechs Wochen vor der Mitgliederversammlung 
eingereicht werden.

5. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem 
Stellvertreter, bei dessen Verhinderung von einem vom Vorstand bestimmten Mitglied 
geleitet.

Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, so bestimmt die Mitgliederversammlung mit einfacher
Mehrheit den Leiter. Der Versammlungsleiter übt in der Mitgliederversammlung das 
Hausrecht aus.

Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter, soweit in dieser Satzung nicht 
eine Art der Abstimmung zwingend bestimmt ist. Stehen bei einer Wahl zwei oder mehr 
Kandidaten zur Abstimmung, so ist immer geheim mit Stimmzettel zu wählen. Stimm-
enthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen und werden nicht gezählt. Jedes Mitglied
hat eine Stimme. Es ist zulässig Vollmachten an ein Vorstandsmitglied unter Angabe der 
entsprechenden TOP und der dazugehörigen Antworten zu erteilen.

6. Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der Erschienenen 
gefasst.

Satzungsänderungen bedürfen einer 2/3 Mehrheit der Erschienen. Die Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung sind schriftlich niederzulegen. Sie sind von der/dem Vorsitzenden 
und dem/der Schriftführer/in zu unterzeichnen4.

7. Alternativ zu einer Präsenzversammlung kann die Mitgliederversammlung auch als virtuelle
Versammlung durch Einwahl der Teilnehmer in eine Video- oder Telefonkonferenz durch-
geführt werden sofern die technischen Voraussetzungen gegeben sind. Den Mitgliedern 
werden mit der Einladung die Zugangsdaten und das Zugangspasswort in Textform mit-
geteilt. Eine Kombination von Präsenzversammlung und virtueller Mitgliederversammlung 

4 Anlage 4
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ist möglich, indem den Mitgliedern die Möglichkeit eröffnet wird, an der Präsenz-
versammlung mittels Video- oder Telefonkonferenz teilzunehmen.

§ 9 Kassenprüfung 

1. Die Mitgliederversammlung wählt alle zwei Jahre zwei Kassenprüfer. Eine Wiederwahl ist 
zulässig.

Die Kassenprüfer*innen dürfen nicht Mitglieder des Vorstands sein. Sie haben die Pflicht, 
die Vereinskasse und die Buchführung vor der Durchführung der Mitgliederversammlung zu
prüfen, und sie haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung mit angemessener 
Frist zu überprüfen. Über die Prüfung der gesamten Buch- und Kassenprüfung haben sie der
Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten.

2. Auf die Prüfung durch Kassenprüfer kann verzichtet werden, wenn der Jahresabschluss 
durch einen Steuerberater oder einen Wirtschaftsprüfer geprüft wird.

§ 10 Datenschutzklausel

Der Verein verarbeitet zur Erfüllung der in dieser Satzung definierten Aufgaben und des 
Zwecks des Vereins personenbezogene Daten. Diese werden darüber hinaus gespeichert, 
übermittelt und verändert. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung 
dieser Satzung stimmen die Mitglieder der

- Speicherung
- Bearbeitung
- Verarbeitung
- Übermittlung

ihrer personenbezogenen Daten im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben und Zwecke des 
Vereins zu. Eine anderweitige Datenverarbeitung (beispielsweise Datenverkauf) ist nicht 
statthaft. 

Jedes Mitglied hat das Recht auf

- Auskunft über seine gespeicherten Daten
- Berichtigung seiner gespeicherten Daten im Falle der Unrichtigkeit
- Sperrung seiner Daten
- Löschung seiner Daten, sofern sie nicht für andere rechtliche Belange benötigt werden.

§ 11 Auflösung des Vereins 

1. Der Verein kann von der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von ¾ aller Mitglieder 
aufgelöst werden. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigten 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins, an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder eine andere steuerbegünstigte, ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke 
verfolgende, Körperschaft zwecks Verwendung für die Kinder und Jugendhilfe.

2. Beschlüsse über die Änderung dieses Paragraphen dürfen nur in Abstimmung mit dem 
zuständigen Finanzamt durchgeführt werden.

§ 12  Inkrafttreten
Die Satzung wurde bei der Gründerversammlung am 9.2.2023 in Wildemann
beschlossen und tritt mit Eintragung des Vereins in das Vereinsregister in Kraft.


